
 

Merkblatt  

Altersvorsorge, Vermögensbildung und Tarifförderung 

 

 

1. Statt des VL-Zuschusses wird seit 01.01.2008 auf Antrag der Entgeltumwandlungsbetrag 

(478,57 €) bezahlt, der nur für eine sozialversicherungsfreie Form der Altersvorsorge zur 

Verfügung steht. Der Arbeitgeber entscheidet, welche Form der Altersvorsorge er zur Ver-

fügung stellt.  

 

2. Die Vermögensbildungstarifverträge („VL-Tarifverträge“) sind grundsätzlich außer Kraft ge-

treten. VL-Verträge können zwar noch abgeschlossen und von dem Mitarbeiter aus seinem 

Netto bedient werden, sie werden vom Arbeitgeber aber nicht mehr bezuschusst. 

 

3. Auch die Übergangsregelung für die vor dem 01.01.2008 abgeschlossenen Verträge ist 

zum 31.12.2014 ausgelaufen. Ein Anspruch auf einen VL-Zuschuss besteht nicht mehr. Will 

man bei besonders rentennahen Jahrgängen dies anders handhaben, muss vereinbart wer-

den, dass keine Doppelförderung (VL-Zuschuss / Entgeltumwandlungsgrundbetrag) erfolgt. 

 

4. Der Anspruch auf den Entgeltumwandlungsbetrag besteht für Vollzeitbeschäftigte in voller 

Höhe, wenn für alle Monate des Jahres Anspruch auf Lohn / Gehalt bzw. Entgeltfortzahlung 

besteht, ansonsten anteilig.  

 

5. Ob für den einzelnen Monat Anspruch auf den anteiligen Entgeltumwandlungsbetrag be-

steht, richtet sich nach dem VL-Tarifvertrag des jeweiligen Bezirks, der insoweit weiterhin 

gültig ist. Bei einem Ein- oder Austritt im Laufe des Jahres wird somit in Abhängigkeit davon, 

ob nach den regionalen Regelungen Anspruch auf die VL bestanden hätte, der Entgeltum-

wandlungsbetrag bezahlt. In den meisten Bezirken entfällt der Anspruch auf die VL und 

damit auf den anteiligen Entgeltumwandlungsbetrag, wenn in einem Monat kein Anspruch 

auf Lohn, Gehalt, Entgeltfortzahlung oder Mutterschaftsgeldzuschuss besteht. Details sind 

jeweils mit dem zuständigen Landesverband zu klären. 

 

6. Die Altersvorsorge wird durch eine Papierförderung I (PF 1) in Höhe von 134,98 € jährlich 

und eine Papierförderung II (PF 2) in Höhe von 13,00 € je volle 100,00 € zusätzlicher Ent-

geltumwandlung gefördert, maximal bis zur Grenze von 4 % der RV-BBG West. Auch im 

Abrechnungskreis Ost kann die RV-Beitragsbemessungsgrenze BBG West zugrunde ge-

legt werden. In dieser Höhe kann auch dort sozialversicherungsfrei Entgelt umgewandelt 

werden. Da der Arbeitgeber zwar 13,00 € PF 2 auf den erhöhten Betrag bezahlen muss, 

jedoch Sozialversicherungsbeträge der Renten- und Arbeitslosenversicherung spart, wird 

er hierdurch nicht zusätzlich belastet. Die PF 2 wird aber nur gewährt, soweit auch tatsäch-

lich Sozialversicherungsbeiträge erspart werden, d. h. die BBG der Rentenversicherung und 

Arbeitslosenversicherung durch die Entgeltumwandlung unterschritten wird. 

 

7. IG BCE Mitglieder erhalten seit 2012 eine um 100,00 Euro erhöhte PF 1. Diese erhöhte 

Papierförderung wird unter den gleichen Voraussetzungen bezahlt wie die PF 1 (vgl. nach-

folgende Ziffern). 

 

8. Die PF 1 erhält in voller Höhe, wer den vollen Entgeltumwandlungsbetrag erhält. Teilzeit-

beschäftigte oder Mitarbeiter, die im Laufe des Jahres ein- oder austreten, erhalten daher 

nur eine anteilige PF 1, wenn sie den anteiligen Betrag für die Entgeltumwandlung verwen-

den.  

 

9. Für die PF 2 spielt es dagegen keine Rolle, ob der Mitarbeiter teilzeitbeschäftigt ist oder nur 

für Teile des Jahres Anspruch auf Lohn hat. Die PF 2 „refinanziert“ sich aus den ersparten 

Sozialversicherungsbeiträgen zumindest der Renten- und Arbeitslosenversicherung. 
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10. Die zusätzliche Entgeltumwandlung kann nicht nur aus den Sonderzahlungen (13. Monats-

einkommen / Jahresabschlussvergütung / Urlaubsgeld), sondern auch aus dem laufenden 

Entgelt erfolgen (vgl. Protokollnotiz vom 12.06.2015 zu § 2 Abs. 1 und 2 TV Altersvorsorge). 

  

11. Nach dem Tarifvertrag Altersvorsorge sind Erhöhungen des Entgeltumwandlungsbetrags 

bis zum 30.09. des Vorjahres zu beantragen. Dies dient dem Schutz des Arbeitgebers zur 

ordnungsgemäß gesicherten Abrechnung. Soweit keine abwicklungstechnischen Probleme 

entstehen, sondern die Auszahlung des Urlaubsgeldes bzw. der Jahresabschlussleistung / 

des 13. Monatseinkommens und die Abführung an den Träger der Altersversorgung noch 

nicht erfolgt sind, kann der Arbeitgeber auch spätere Anträge noch berücksichtigen.  

 

12. Das am 01.01.2018 in Kraft tretende Betriebsrentenstärkungsgesetz hat keine Auswirkun-

gen auf die betriebliche Altersvorsorge in der Papierindustrie. Der Tarifvertrag über Alters-

vorsorge bleibt unverändert in Kraft. Es handelt sich hierbei nach dem Willen der Tarifver-

tragsparteien um eine abschließende Regelung. Die im Betriebsrentenstärkungsgesetz ge-

regelte Verpflichtung zur Weitergabe von ersparten Sozialversicherungsbeiträgen von 15 % 

findet keine Anwendung.  

 

Etwas anderes gilt nur dann, wenn der Tarifvertrag keine Anwendung findet (außertarifliche 

Mitarbeiter, leitende Angestellte). Mangels Vorliegen eines Tarifvertrages in diesen Fällen 

greift die gesetzliche Regelung. Danach ist der Arbeitgeber verpflichtet 15 % Sozialversi-

cherungsbeiträge weiterzugeben. Dies gilt nur insoweit, als tatsächlich Sozialversiche-

rungsbeiträge gespart werden. Bei Entgeltumwandlungen oberhalb der Beitragsbemes-

sungsgrenze in der Rentenversicherung erspart der Arbeitgeber keine Sozialversicherungs-

beiträge, daher entsteht insoweit auch keine Verpflichtung zu Weitergabe.  

 

Bestehende Entgeltumwandlungsvereinbarungen mit diesem genannten Personenkreis 

sollten überprüft werden. Soweit der Arbeitgeber diese fördert, indem er bspw. auf den Ta-

rifvertrag über Altersvorsorge in der Papierindustrie verweist, müsste eine Vereinbarung 

getroffen werden, dass die bisherige Förderung durch den Arbeitgeber auf die gesetzliche 

Verpflichtung der Weitergabe der eingesparten Sozialversicherungsbeiträge angerechnet 

wird.  

 

Die Verpflichtung zur Weitergabe der Sozialversicherungsbeiträge gilt im Übrigen (erst) für 

ab dem 01.01.2019 neu abgeschlossene Entgeltumwandlungsvereinbarungen und nur für 

Entgeltumwandlungen in Pensionsfonds, Pensionskassen oder Direktversicherungen. Für 

bestehende Entgeltumwandlungsvereinbarungen gilt die Verpflichtung ab 01.01.2022. 

 

13. Nach der im Zusammenhang mit dem Inkrafttreten des Betriebsrentenstärkungsgesetzes 

geregelten Neufassung des § 3 Nr. 63 EStG können ab 01.01.2018 bis zu 8 % der Beitrags-

bemessungsgrenze der Rentenversicherung zum Zwecke der Entgeltumwandlung umge-

wandelt werden. Unverändert bleibt § 1a BetrAVG, der den Arbeitnehmern einen gesetzli-

chen Anspruch auf 4 % Entgeltumwandlung gibt. Insoweit ist auch der Tarifvertrag über 

Altersvorsorge in der Papierindustrie unverändert geblieben und gibt den tariflichen An-

spruch von 4 % Entgeltumwandlung. Eine Entgeltumwandlung über 4 % ist somit (nur) frei-

willig, d. h. mit Zustimmung des Arbeitgebers, möglich. In diesem Fall muss darauf geachtet 

werden, dass die Entgeltumwandlung aus übertariflichen Gehaltsbestandteilen erfolgt. Ta-

rifliche Ansprüche dürfen nur insoweit umgewandelt werden, als eine Tariföffnungsklausel 

vorliegt. Da diese bei 4 % verbleibt, können nur bis zu 4 % der BBG der Rentenversicherung 

aus dem Tarifentgelt umgewandelt werden. 

 



3 

 

 

 

Unverändert bleibt im Übrigen die sozialversicherungsrechtliche Betrachtung. So können 

auch in Zukunft maximal 4 % der Beitragsbemessungsgrenze sozialversicherungsfrei um-

gewandelt werden.  
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